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MIT KLAREM KOMPASS DURCH 
DIE UNTIEFEN

Vor fast genau einem Jahr hatte ich die Gelegen-
heit, beim Fachkreis Insolvenzrecht und Res-
trukturierung des Leipziger Anwaltvereins über 

das Thema „Arbeitsrecht im Insolvenzverfahren” zu 
sprechen. Bei dem maritim angehauchten Vortrag wur-
de kein abenteuerliches Seemannsgarn gesponnen, 
sondern es ging um echte Erfahrungsberichte aus der 
insolvenzarbeitsrechtlichen Beratungspraxis unserer 
Hamburger Wirtschaftskanzlei BRL BOEGE ROHDE 
LUEBBEHUESEN. 

Anders als bei einer klassischen Fallstudie flossen die 
Erfahrungen aus vielen Törns durch unterschiedlichste 
Gewässer und Branchen ein. Eine multiple case study 
im besten Sinne also, um typische Standardprobleme 
ebenso sichtbar zu machen wie besondere arbeitsrecht-
liche Stromschnellen. 

Ein Jahr später ist das Interesse an dem Thema erfreu-
licherweise noch immer groß. Dies bestätigt einmal 
mehr: Das Insolvenzarbeitsrecht ist ein zentraler Faktor 
für die erfolgreiche Restrukturierung und Sanierung. 
Getreu dem Motto: „Wer das Ruder hält, hat keine Zeit, 
Lecks zu stopfen” müssen Insolvenzverwalter bzw. 
Sach- und Eigenverwaltung stets auch jene Fahrwasser 
im Blick behalten, in die man als Insolvenzrechtler eher 
ungern Kurs setzt. Dazu zählen vor allem die arbeits-
rechtlichen Gewässer, die mit ihren vielen kleinen Un-
tiefen leicht übersehen, aber schnell zur Gefahr werden 
können.  

Für alle Interessierten heißt es daher jetzt: „Alle Mann 
an Bord!” – begleiten Sie mich auf einer maritimen Rei-
se durch das Insolvenzarbeitsrecht. 

DIE MANNSCHAFT INS BOOT HOLEN: 
TRANSPARENTE KOMMUNIKATION ALS 

ERSTES MANÖVER 

Aus Sicht der Mitarbeiter bedeutet das Wort „Insol-
venz” meist nichts anderes als: „Das Schiff sinkt.” oder 
schlimmer „Es ist schon gesunken.” Deshalb ist eines 
der wichtigsten Erstmanöver im vorläufigen Insolvenz-
verfahren, die Mannschaft ins Boot zu holen.  

Praktisch in jedem Verfahren brechen existenzielle Fra-
gen wie Sturmwellen herein. „Was bedeutet die Insol-
venz meines Arbeitgebers für mich und meine Familie? 

Bin ich ab morgen arbeitslos? Kann ich am Monatsende 
meine Miete noch bezahlen?” sind nur einige der Fragen, 
die in einer solchen Situation unweigerlich auftauchen.

Sinnvoll gegensteuern lässt sich mit transparenter 
Kommunikation. Ein guter Kapitän beginnt die Reise 
daher mit einer großen Mannschaftsbesprechung an 
Deck, einer Mitarbeiterversammlung also, in der vor 
allem deutlich wird, dass das Arbeitsverhältnis fort-
besteht, der Betrieb fortgeführt wird und die Gehälter 
über das Insolvenzgeld gesichert sind.  

Damit die Botschaft in alle Winkel des Schiffes vor-
dringt, sollten auch die Führungskräfte und Personal-
verantwortlichen frühzeitig über die arbeitsrechtlichen 
Auswirkungen einer Insolvenzantragstellung informiert 
werden. Zudem bieten Zusammenfassungen der häu-
figsten Fragen („FAQ”) Orientierung und Sicherheit 
„schwarz auf weiß”.  

So löst sich die erste Schockstarre, Vertrauen entsteht 
und die Crew wird vorbereitet für die Weiterfahrt. 

DIE BORDKASSE FÜLLEN:  
DER ANSPRUCH AUF INSOLVENZGELD 

Von zentraler Bedeutung im vorläufigen Verfahren ist 
auch das Insolvenzgeld, geregelt in §§ 165 ff. SGB III. 
Es sichert die Lohnansprüche der Arbeitnehmer für die 
letzten drei Monate vor Verfahrenseröffnung. 

Relevant ist dies nicht nur für die Besatzung, sondern 
auch für den vorläufigen Insolvenzverwalter bzw. die Ei-

genverwaltung. Denn anders als in vielen europäischen 
Ländern existiert in Deutschland ein vorläufiges Verfah-
ren, in dem das Schiff mit Volldampf weiterfahren kann, 
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ohne dass die Besatzung aus der meist knappen Mas-
se bezahlt werden muss. Für die Bordkasse bringt dies 
kräftigen Rückenwind – ein wichtiger Meilenstein auf 
dem Weg zur Sanierung. 

Gezahlt wird das Insolvenzgeld bis zur Höhe der Bei-
tragsbemessungsgrenze in der Arbeitslosenversiche-
rung (derzeit EUR 8.450,00 Euro brutto/Kalender-
monat). Wenn das Bruttoentgelt diese Grenze nicht 
überschreitet, ändert sich am ausgezahlten Betrag 
während des Insolvenzgeldzeitraumes also meist kaum 
etwas. Nur einige wenige Arbeitnehmeransprüche sind 
nicht insolvenzgeldfähig, z.B. Ansprüche auf Urlaubsab-
geltung oder Abfindungen.  

KONSTANTER WIND IM SEGEL: 
DIE INSOLVENZGELDVORFINANZIERUNG 

Ein Problem stellt sich im Hinblick auf das Insolvenzgeld 
jedoch: Die gesetzlich vorgesehene Vorschusszahlung 
(§ 168 SGB III) greift nicht für bestehende Arbeitsver-
hältnisse. Nach der Vorstellung des Gesetzgebers fließt 
Insolvenzgeld also erst nach Verfahrenseröffnung. Dies 
hieße für die Crew mehr als drei Monate Flaute im Por-
temonnaie. Für die Betriebsfortführung wäre dies ein 
mächtiger Felsen im Fahrwasser – wenn nicht gar das 
Aus. 

Um konstanten Wind in den Segeln zu halten, muss da-
her eine Insolvenzgeldvorfinanzierung organisiert wer-
den. Erwähnt ist dieses Instrument in § 170 Abs. 4 SGB III 
und den Fachlichen Weisungen der Bundesagentur für 
Arbeit zum Insolvenzgeld. 

Die Technik der Vorfinanzierung ist einfach: Die vorfi-
nanzierende Bank kauft den Arbeitnehmern ihre Ent-
geltansprüche ab und zahlt ihnen im Gegenzug einen 
„Kaufpreis” in Höhe des Nettoentgelts, also des Insol-
venzgeldes. Für die Crew entstehen keine Zusatzkos-
ten und – bei Unterzeichnung der Ankaufvereinbarung 
– keine spürbare Veränderung im Geldfluss. Nach Ver-
fahrenseröffnung rechnen die Bank und die Agentur für 
Arbeit miteinander ab, ohne dass die Arbeitnehmer in-
volviert sind. 

Damit das Manöver gelingt, bedarf es jedoch einer Zu-
stimmung der Agentur für Arbeit. Diese wird erteilt, 
wenn eine berechtigte Annahme besteht, dass ein er-
heblicher Teil der Arbeitsplätze gesichert werden kann. 
Nach den Fachlichen Weisungen der Bundesagentur für 
Arbeit zum Insolvenzgeld ist diese Schwelle in der Regel 
schon erreicht, wenn 10 % der Arbeitsplätze erhalten 
bleiben.1 

Abseits des Normalfalls der sogenannten „schwachen” 
vorläufigen Insolvenzverwaltung wird bei einer „star-
ken” vorläufigen Insolvenzverwaltung vor dem Hinter-

1	 Fachlichen Weisungen der Bundesagentur für Arbeit zum 
Insolvenzgeld (Stand 20.12.2018) Rn. 170.7

grund des § 55 Abs. 2 InsO häufig die Sorge geäußert, 
das Insolvenzgeld oder dessen Vorfinanzierung könne 
die Masse belasten und das Schiff ins Schlingern brin-
gen, weil bereits Masseverbindlichkeiten begründet 
werden.  

Doch diese Angst ist unbegründet. § 55 Abs. 3 InsO 
stellt klar, dass die Bundesagentur für Arbeit ihre An-
sprüche aus dem Insolvenzgeld nicht als Masseverbind-
lichkeit, sondern nur als Insolvenzforderung geltend 
machen kann. Auch die Sozialversicherungsansprüche 
(Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteile zur Sozialver-
sicherung) werden durch die Anordnung der „starken” 
vorläufigen Insolvenzverwaltung also nicht in den Rang 
einer Masseverbindlichkeit gehoben. Damit bleibt die 
Liquidität geschützt und der Kurs stabil. 

HERAUSFORDERUNG AUF DEN ERSTEN 
SEEMEILEN: DIE OFFIZIERE AN BORD HALTEN 

Eine besondere Herausforderung auf den ersten See-
meilen besteht darin, die Schlüsselmannschaft – vor 
allem die Führungskräfte – an Bord zu halten. 

Denn gerade bei diesen zeigt sich oft, dass das Insol-
venzgeld nicht jedes Leck schließen kann. Bestimmte 
Gehaltsbestandteile sind wie gesagt nicht insolvenzge-
ldfähig, so auch Vergütungen oberhalb der Beitragsbe-
messungsgrenze oder nachlaufende Entgeltbestand-
teile wie Provisionen, Verkaufsprämien oder Zuschläge 
für Wochenend-, Feiertags- und Nachtarbeit aus der 
Zeit vor Antragstellung. Auch (anteilige) Bonusansprü-
che sind oft nicht vom Insolvenzgeld gedeckt ebenso 
wie die Vergütung von Gesellschafter-Geschäftsführern 
oder Vorständen einer Aktiengesellschaft, die ebenfalls 
nicht über das Insolvenzgeld abgedeckt ist. 

Besonders kompliziert wird die Navigation außerdem 
bei Mitarbeitern im Ausland. Mangels Inlandsbeschäf-
tigung haben sie keinen Anspruch auf Insolvenzgeld 
nach den deutschen Vorschriften und die ausländischen 
Insolvenzabsicherung sind einer Insolvenzgeldvorfinan-
zierung regelmäßig nicht zugänglich. 

Wegen der Gefahr, dass die Mannschaft vom Kurs 
abdriftet, bleibt in solchen Fällen oft nur die Zahlung 
aus der Masse –mit Zustimmung des Gläubigeraus-
schusses und natürlich nur, soweit es die Liquidität er-
laubt. Halteprämien sind hier das Stichwort – als Anreiz 
für die Schlüsselmitarbeiter, an Bord zu bleiben und den 
Betrieb in schwerem Wetter aufrecht zu erhalten.  

GEFÜRCHTET WIE PIRATEN – IM VERFAHREN 
ERSTE MAATEN: DER BETRIEBSRAT 

Viele Kapitäne fürchten den Betriebsrat aus der Sorge, 
er könne das Ruder blockieren. Was im ruhigen Fahr-
wasser mitunter als lästiger Ballast empfunden wird, er-
weist sich im Sturm der Insolvenz jedoch regelmäßig als 
unverzichtbare Stütze. Der Betriebsrat wird zum Ersten 
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Maaten, der – frühzeitig eingebunden und gut abge-
holt – die Crew zusammenhält, Vertrauen fördert und 
das Manöver des Kapitäns gegenüber der Mannschaft 
mitträgt.    

Besonders wertvoll ist seine Unterstützung im Rah-
men der zur Vorbereitung arbeitsrechtlicher Restruk-
turierungen regelmäßig zu führenden Interessenaus-
gleichsverhandlungen. Gelingt dabei die Einigung auf 
eine Kündigungsnamensliste nach § 125 InsO erleich-
tert dies die arbeitsrechtliche Restrukturierung erheb-
lich und kann – insb. durch die mit ihr einhergehende 
Vermutung dringender betrieblicher Erfordernisse 
und die Einschränkung der gerichtlichen Überprüfung 
der Sozialauswahl auf grobe Navigationsfehler – dem 
Sturm der Kündigungsschutzklagen sehr effektiv den 
Wind aus den Segeln nehmen. Zudem ermöglicht eine 
Kündigungsnamensliste, nicht nur eine ausgewogene 
Personalstruktur zu erhalten, sondern sogar neu zu 
schaffen.  

Der mit dem Betriebsrat zu vereinbarende Sozialplan 
nach § 123 InsO trägt daneben dazu bei, die Kosten der 
arbeitsrechtlichen Restrukturierung überschaubar und 
planbar zu halten. In der Insolvenz unterliegt das So-
zialplanvolumen gewissen Grenzen. § 123 Abs. 1 InsO 
zieht eine absolute Obergrenze bei der Summe von 2,5 
Monatsverdiensten pro betroffenem Crewmitglied. § 
123 Abs. 2 InsO begrenzt das Sozialplanvolumen zudem 
relativ auf ein Drittel der Insolvenzmasse, die ohne So-
zialplanverpflichtungen zur Verteilung an die Gläubiger 

zur Verfügung stünde. Hierin liegt ein wesentlicher Vor-
teil gegenüber Verfahren, in denen ein Betriebsrat nicht 
existiert und etwaige Abfindungen auf individueller Ba-
sis verhandelt werden müssen – nach oben offen.  

Vorsicht geboten ist allerdings bei geplanten oder 
zumindest nicht vollständig ausgeschlossenen Insol-
venzplänen. Denn: Die relative Obergrenze nach § 
123 Abs. 2 InsO gilt nur, „wenn nicht ein Insolvenzplan 
zustande kommt”. Hieraus kann sich eine gefähr-
liche Unterspülung der Sanierungspläne ergeben: 
Die Gläubiger, die dem Insolvenzplan in der Regel 
zustimmen müssen, könnten abgeschreckt werden, 
wenn sie befürchten müssen, dass ihre Quote sinkt, 
während die Crew mehr erhält. Um die Sanierung in 
diesen Fällen nicht zum Kentern zu bringen, ist es 
entscheidend, vorausschauend zu navigieren und ei-
nen möglichen Insolvenzplan schon in den Verhand-
lungen mit dem Betriebsrat mitzudenken. 

Zusammenfassend lässt sich sagen: Auch wenn die 
Verhandlungen mit dem Betriebsrat oft wie eine wilde 
Fahrt durch unkartierte Gewässer erscheinen und Ver-
handlungen auf hoher See mitunter hart zugehen kön-
nen, bieten sie doch ganz entscheidende Instrumente 
wie den Interessenausgleich mit Kündigungsnamenslis-
te und den Insolvenzsozialplan mit begrenztem Sozial-
planvolumen, um das Schiff sicher durch die stürmische 
See zu führen. 

KURS ABSTECKEN – DIE ERARBEITUNG EINER 
SANIERUNGSLÖSUNG 

Nach der Insolvenzordnung ist die Sanierung streng ge-
nommen kein vorrangiges Verfahrensziel. Maßgeblich 
sind vielmehr die bestmögliche Befriedigung der Gläu-
biger und die best- und schnellstmögliche Abwicklung 
des Insolvenzverfahrens. Und doch gilt auch hier: „Ein 
fahrendes Schiff ist mehr wert als ein Wrack auf dem 
Meeresgrund”. Die Fortführung eines Unternehmens 
stellt die Gläubiger also regelmäßig besser als seine 
Zerschlagung, weshalb die Sanierung der bloßen Ab-
wicklung in aller Regel vorzuziehen ist. 

In der Praxis gelingt der erforderliche Neustart häufig 
jedoch nur mit Hilfe eines Erwerbers bzw. Investors – 
Stichwort: übertragende Sanierung. Streng genommen 
ist dies ein kleiner Etikettenschwindel, da das insolven-
te Unternehmen selbst nicht grundlegend saniert wird, 
sondern „nur” der Geschäftsbetrieb bzw. wesentliche 
Teile davon mit Hilfe eines Erwerbers/Investors erhal-
ten bleiben und fortgeführt werden. Arbeitsrechtlich 
bedeutet dies einen Betriebs(teil-)übergang nach § 
613a BGB. Die Umsetzung erfolgt üblicherweise durch 
die Veräußerung der Betriebsmittel im Wege eines As-
set Deals. Auch möglich ist die Sanierung durch die Um-
setzung eines Sanierungskonzepts mit anschließendem 
Insolvenzplan oder – deutlich seltener – die Übernahme 
der Schuldnerin nach Entschuldung und Aufhebung des 
Verfahrens. 

Die hierfür erforderlichen neuen Bündnisse auf hoher 
See zu schließen, ist eine der größten Herausforderun-
gen im Insolvenzverfahren. Der Fahrplan ist denkbar 
eng getaktet: Oft liegen nur wenige Wochen zwischen 
der Einleitung des Investorenprozesses („M&A-Pro-
zess”) und dem Signing/Closing. Für eine umfassende 
Due Diligence bleibt in dieser kurzen Passage kaum 
Raum. Statt gründlich Rumpf und Segel zu prüfen, müs-
sen die potenziellen Erwerber/Investoren daher oft mit 
eingeschränkten Einblicken auskommen – und dennoch 
die Entscheidung treffen, ob sie übernehmen und ihr 
Glück auf hoher See versuchen wollen. 

KLAR SCHIFF FÜR DEN KAPITÄNSWECHSEL  
ARBEITSRECHTLICHE 

RESTRUKTURIERUNGSMASSNAHMEN 

In aller Regel zeigt sich schon früh im Verfahren, dass 
der Betrieb nicht unverändert übernommen werden 
kann, weil er in seiner bisherigen Form unwirtschaftlich 
war. Da oft auch Änderungen in der Personalstruktur er-
forderlich sind, ist es nicht selten eine Aufgabe des Ar-
beitsrechts, das Schiff wieder flott zu machen.

Bei einem Asset Deal kommt dem sogenannten „Er-
werberkonzept” tragende Bedeutung zu: Der Käufer er-
stellt ein Personalkonzept für seinen künftigen Betrieb 
und gibt dessen Umsetzung im Unternehmenskaufver-
trag – als Anlage und manchmal sogar als Closing Con-
dition – verbindlich vor.  

Die Umsetzung liegt dann beim Insolvenzverwalter. Er 
spricht – nach Abschluss des Kaufvertrages, aber noch 
vor dem Übergang auf den Erwerber – die erforderli-
chen Kündigungen mit den verkürzten Kündigungsfris-
ten des § 113 InsO aus. 

Für die Pflichtmanöver bleibt oft nur wenig Zeit: Inte-
ressenausgleich, Sozialplan, Betriebsratsanhörung und 
Massenentlassungsanzeige etc. müssen erledigt sein, 
bevor die Kündigungen ausgesprochen werden können. 

Ein Problem mit dem Kündigungsverbot bei Betriebs-
übergang (§ 613a Abs. 4 BGB) ergibt sich hingegen erfreu-
licherweise in der Regel nicht. Das Bundesarbeitsgericht 
hat klargestellt, dass Kündigungen auf Basis eines Er-
werberkonzeptes trotz Betriebsübergangs wirksam sind, 
wenn ein verbindliches Konzept vorliegt, dessen Um-
setzung zum Zeitpunkt des Kündigungszugangs bereits 
greifbare Formen angenommen hat.2 Maßgeblich stellt 
das Bundesarbeitsgericht dabei auf den Schutzzweck 
des § 613a BGB ab: Die Norm soll die Crew beim Betriebs-
übergang vor einer „freien Auslese” durch den Erwerber 
bewahren. Sie soll aber nicht dazu führen, dass Arbeits-
verhältnisse künstlich über den Übergang hinaus verlän-
gert werden, wenn längst feststeht, dass es an Bord des 
Erwerbers keinen Platz mehr gibt.3 

2	 BAG 20.3.2003 – 8 AZR 97/02
3	 BAG 20.3.2003 – 8 AZR 97/02

SANFTER ÜBERGANG STATT GANG ÜBER DIE 
PLANKE – DIE TRANSFERGESELLSCHAFT 

Eine Transfergesellschaft oder Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsgesellschaft ist ein seit Jahren erprobtes 
Instrument, das sich gut mit einem Personalabbau nach 
Erwerberkonzept kombinieren lässt und der „Bewäl-
tigung” mit der Restrukturierung verbundener Risiken 
dient. 

Anstelle von Kündigungen schließen die Arbeitnehmer 
dreiseitige Verträge und wechseln in die Transfergesell-
schaft. Diese wird von spezialisierten Dienstleistern be-
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trieben, deren Aufgabe es ist, die Mannschaft zu qualifi-
zieren und weiterzubilden, um den Einstieg in ein neues 
Arbeitsverhältnis zu erleichtern. So gewinnt der Perso-
nalabbau deutlich an Sozialverträglichkeit. 

Finanziert wird die Transfergesellschaft in erster Linie 
durch eingesparte Auslauflöhne, eingebrachte Sozi-
alplanabfindungen und staatliche Förderungen. Nach 
der gängigen Faustregel entspricht ein Bruttomonats-
gehalt ungefähr zwei Monaten in der Transfergesell-
schaft. Da dies allein oftmals nicht ausreicht und auch 
das Sozialplanvolumen in der Insolvenz nach oben 
begrenzt ist, kann es sinnvoll sein, dass auch der Er-
werber/Investor zusätzliche Mittel bereitstellt, um die 
Transfergesellschaft attraktiv und wirksam zu gestal-
ten. Diese zusätzliche Unterstützung ist oft eine sehr 
sinnvolle Investition in ruhigeres Fahrwasser – sie ver-
schafft dem Schiff 

Stabilität und der Crew eine realistische Perspektive auf 
neue Ufer, wenn auch nicht an Bord des alten Schiffs. 

In der Praxis erweist sich ein Personalabbau unter Ein-
schaltung einer Transfergesellschaft so immer wieder 
als Win-Win-Win-Situation: Für den Erwerber/Investor 
bedeutet die Transfergesellschaft eine deutliche Re-
duzierung arbeitsrechtlicher Risiken und Kosten für 
arbeitsgerichtliche Verfahren. Auch für den Insolven-
zverwalter/die Eigenverwaltung bietet das Beiboot 
Transfergesellschaft klare Vorteile. Es ist leichter, die 
Vorstellungen des Investors umzusetzen, sodass die 
Chancen auf eine (übertragende) Sanierung steigen.  

Für die Arbeitnehmer bedeutet der Übergang in die 
Transfergesellschaft die Vermeidung betriebsbeding-
ter Kündigungen und damit den Aufschub unmittel-
barer und ggf. sogar die vollständige Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit, wenn während der TG-Laufzeit eine 
Anschlussbeschäftigung gefunden wird. Streng ge-
nommen ist es sogar ein „Quadrupel Win”. Denn auch 
der Betriebsrat kann Erfolg vermelden, wenn der Perso-
nalabbau durch eine Transfergesellschaft abgemildert 
wird. Das stärkt sein Ansehen und fördert das Vertrauen 
der Crew. 

SOS: DIE GROSSE HAVARIE 

Manche Schiffe sind jedoch einfach nicht zu retten, so-
dass am Ende nur die Betriebsstillegung bleibt. Die Still-
legung erfolgt in der Regel dann unmittelbar nach Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens. Da sie ebenfalls eine 
Betriebsänderung darstellt, müssen über sie mit dem 
Betriebsrat Interessenausgleich und Sozialplan verhan-
delt werden, bevor die eigentlichen Kündigungen aus-
gesprochen werden dürfen. 

Besonders brisant wird es, wenn zeitgleich eine (dro-
hende) Masseunzulänglichkeit angezeigt werden 
muss. In diesem Fall sind die Arbeitnehmer nach Ab-
schluss von Interessenausgleich und Sozialplan sofort 

– in der Regel unwiderruflich – freizustellen, damit sie 
Arbeitslosengeld im Wege der sogenannten „Gleich-
wohlgewährung” beziehen können. Nur so ist gewähr-
leistet, dass die Crew nicht schaden nimmt, wenn das 
Schiff sinkt. 

Wichtig ist im Zusammenhang mit der Masseunzuläng-
lichkeit der Zeitpunkt der Anzeige. Erfolgt die Anzeige 
im laufenden Monat, werden auch die bis dahin erarbei-
teten Gehälter zu Altmasseverbindlichkeiten herabge-
stuft – mit der Folge einer möglichen persönlichen Haf-
tung für den Insolvenzverwalter. Wer an dieser Stelle 
nicht präzise navigiert, riskiert also, selbst in schweres 
Fahrwasser zu geraten. 

Oft muss trotz Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
ein sogenanntes Abwicklungsteam an Bord gehalten 
werden. Arbeitnehmer, die nach der Anzeige noch 
beschäftigt werden, erwerben Neumasseverbindlich-
keiten. Was bisweilen vielfach noch etwas unter dem 
Radar segelt: Dies betrifft nicht nur Vergütungsansprü-
che, sondern auch sämtliche offenen Urlaubsansprü-
che, einschließlich etwaiger offener Urlaubsansprüche 
aus der Zeit vor Verfahrenseröffnung – sogar aus den 
Vorjahren.  

Bei Sonderzahlungen mit Entgeltcharakter bleibt es – 
wie früher beim Urlaub – bei einer zeitanteiligen Auftei-
lung (pro rata temporis), bei stichtagsbezogenen Son-
derzahlungen ist maßgeblich, ob der Stichtag vor oder 
nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit liegt. Für die 
Liquiditätsplanung des Verfahrens sind diese Faktoren 
von zentraler Bedeutung – denn nur so kann sicherge-
stellt werden, dass das Schiff, auch wenn es auf Grund 
läuft, geordnet und ohne zusätzliche Schlagseite abge-
wickelt werden kann. 

FAZIT 

In der Praxis zeigt sich: Arbeitsrecht im Insolvenzverfah-
ren ist weit mehr als das Umschiffen von Hindernissen 
– es verlangt Präzision, gutes Timing, Verhandlungs-
geschick und klare Kommunikation. Mit den richtigen 
Instrumenten lassen sich Spielräume sichern, die Crew 
stabilisieren und Investoren überzeugen. Ebenso wich-
tig ist die Kooperation mit dem Betriebsrat und die Vor-
bereitung des Worst Case. Mit klarem Kompass gelingt 
es, auch in schwerer See Kurs zu halten – sei es auf dem 
Weg zur Sanierung oder einer geordneten Stilllegung. 
Deshalb kommt es für Kapitäne darauf an, zur richtigen 
Zeit die richtigen Schritte einzuleiten – oder sich erfah-
rene Lotsen ins Boot zu holen, um den Blick frei zu ha-
ben für das Wesentliche: das Steuern des Schiffes in den 
sicheren Hafen. 

Unsere Gastautorin Maren Muke, LL.M. (UWE Bris-
tol) ist Rechtsanwältin, Fachanwältin für Arbeits-
recht und Partnerin in der Kanzlei BRL BOEGE ROHDE 
LUEBBEHUESEN  Partnerschaft von  Rechtsanwälten, 
Wirtschaftsprüfern, Steuerberatern mbB in Hamburg. 
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